
Aktenzeichen:

« 11.1317.22.6152.

Verkündet
am 27. November 1962

I m N a m e n d e e V o 1 k'e 5

_In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

g
eig

e n '

Beklagten und Revision$beklagten

hat der 71. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27. November 1962, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr. S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter ‚G 5 t s c hf:
. und

Bundessozialrichter J e l 1 i n g h a u s
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts in

München vom 7. Februar 1962 wird aufgehoben; die

Sache wird zu neuer Entscheidung an das Landessc—

zialgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.
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Der Kläger, geboren 1909, leiStete von November 1941 bis Ap■l
1945 Wehrdienst; bei der Einstellungsuntersuchung am 2. Dezem»

ber 1941 wurde er als kv mit der Krankheitsbezeichnung "schkch

te Zähne, Fußveränderungen, Nierenschäden und Schilddrüsenver—

größerung" beurteilt. Bei früheren Untersuchungen war er im J

Januar 1940 wegen akuter Nierenerkrankung als zeitlich untauge

lich bezeichnet, dann im August 1940 mit der Krankheitsbe—

zeichnung "Untergewichtigkeit‚ Einschränkung der Arbeits— und
Leistungsfähigkeit, Nierenerkrankuhg und Schilddrüsenvergrö—

Berung sowie Krampfadern an den Füßen" als gvH, im Juni 1941.

wieder als "zeitlich untauglich für 4 Wochen" und im Septem-

ber 1941 mit der Krankheitsbezeichnung "Unterentwicklung" als

ng beurteilt worden. Der Kläger wurde nach viermonatiger
Grundausbildung beim Bodenpersonal der Luftwaffe im Heimat-

kriegsgebiet im Wach— und Kammerdienst eingesetzt. Im An—

schluß an eine Versetzung zur Fliegerhorstkompanie Wiener—

Neustadt im Dezember1942 traten beim Kläger im Frühjahr 1943-
erstmals Magenbeschwerden auf,die sich im Laufe eines_Jahres

allmählich in immer kürzer werdenden Intervallen verstärkten.

Am 3. Februar 1944 kam
es zu einem Magendurchbruch, der am 4._

Februar 1944 im Reservelazarett Stendal übernäht wurde. Der
Kläger wurde daraufhin am 4. April 1944 als av für 5 Monate

beurteilt. '

Im Juli 1949 beantragte der kläger wegen eines Magengeschwürs

mit Magendurchhruch Versorgung nach dem Körperbeschädigten—

Leistungsgésetz (KBLG). Der Vertragsarzt Dr. ===r===-war der

Ansicht, das chronische Zwölffingerdarmgeschwürsleiden sei an—
lagemäßig bedingt, wesentliche verschlimmernde Einflüsse durCI

den Wehrdienst seien bei der Art des Einsatzes des Klägers

nicht wahrscheinlich, der während des Wehrdienstes eingetrete—

\_
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ne Geschwürsdurchbruch stelle eine Komplikation im schick—

salhaften Ablauf des Geschwürsleidens dar; das Versorgungs—

amt (VereorgA) Landshut lehnte darauf den Antrag des Klägers

durch Bescheid vom 29. Mai 1953 ab. Das Sozialgericht (SG)
Landshut, auf das die Berufung alten Rechts als Klage über—

ging, holte ein Gutachten des Facharztes für innere Krank—

heiten Dr. V-:fafa ein. Dr. W=ii==f-iührte aus, es handele

_sich um ein übernähtes ZwölffingerdarmgesChwür, das als sol—
ches geheilt sei; die röntgenologisch erkennbaren Veränderun-

gen erklärten sich aus der operativen Übernähung, die lebens-

notwendig gewesen sei; eine Begünstigung der Entstehung des

Geschwüre durch den Krieg könne aus dem Ausbleiben späterer.

GesChwürsrückfälle und aus der Persönlichkeit des Klägers ge-
schlossen werden, als wehrdienstbedingt sei eine Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) von etwa 20 VIH.vanzusehen. Dieser

Auffassung trat der Versorgungsarzt Dr. K========s=entgegen;

er vertrat die Ansicht, daß auch eine Verschlimmerung des
Geschwürsleidens durch den Wehrdienst nicht wahrscheinlich

‘ sei, allenfalls komme der kleine Narbenbruch nach der Ope—

ration als Schädigungsfolgemit einer MdEvon 10 v.H. in Be—
tracht. Darauf stellte das VersorgA Landshut durch Bescheid

vom 22. November 1955 "Kleiner Narbenbruch nach Operation?

als Schädigungsfolge im Sinne der—Entstehung ohne rentenbe—

reChtigenden Grad fest. Das SG wies die Klage durch Urteil

vom 19. Januar 1956 ab. Das Bayerische Landessozialgericht

(LSG) holte ein Gutachten der Städtischen Krankenanstalten
Landshut (Prof. Dr. I==£=vä ein. Darin heißt es, das Ge—
schwürsleiden sei als ein im wesentlichen konstitutionell be-

dingtes Leiden anzusehen; bei der Perforation während des

Wehrdienstes habe es sich jedoch nicht um eine Komplikation

.im schioksalhaften Ablauf des Geschwürsleidens gehandelt,

ein rezidiviérendes und Chronisches Geschwürsleiden habe

nicht vorgelegen, das Magenleiden des Klägers sei durch den
“Wehrdienst richtunggebend verschlimmert, die funktionellen
Störungen infolge der Operativen Veränderungen am Magen

...4-
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seien Schädiguhgsfolgen, die mit einer MdE von 30 V.H. einzu-

schätzen seien. Durch Urteil v0m 7. Februar 1962 wies das LSG
die Berufung des Klägers zurück: Die Voraussetzungen für die

Anerkennung weiterer Gesundheitsstörungen als Schädigungsfokg

lägen nicht vor, aus der Anerkennung "Kleiner Narbenbruch nack
Operation" könne nicht geschlossen werden, daß damit sämtlichc

mit der Operation zusammenhängenden Veränderungen als Schädi—,
gungsfolge_anerkannt seien. Die Bezeichnung "nach Operation"

besage nur, daß die Operation die alleinige Ursache für den

späteren Narbenbruch sei, aus dieser Formulierung ergebe sich

jedoch nicht, daß auch die Operation in ursächlichem Zusammen?
hang mit wehrdienstlichen Einflüssen gestanden habe und ebene.

‚falls als Schädigungsfolge anerkannt sei. Eine derartige An—
nahme würde voraussetzen, daß die Geschwürserkrankung, die

zur Operation geführt habe, Schädigungsfolge sei. Das sei je—
doch nicht der Fall. Das Magen— oder Zwölffingerdarmgeschwürs#

leiden sei eine im wesentlichen in der Konstitution des Be+ii;

troffenen liegende Erkrankung; ein solches Leiden könne zwar—‘

durch äußere Einwirkungen, wie etwa außergewöhnliche körper—

liche und seelische Belastungen durch den Wehrdienst, begrenzt

beeinflußt werden; der Kläger, der nur im Heimatkriegsgebiet

Wehrdienst geleistet habe, sei jedoch keinen so "gravierenden'

Belastungen ausgesetzt gewesen, daß darin nach der medizini-
schen Lehrmeinung die auslösendé oder verschlimmernde Ursache

des Geschwürsleidens zu erblicken sei. Zwischen dem Wehrdienst

und dem Geschwürsleiden des Klägers bestehe daher kein ur-
sächlicher Zusammenhang. Die direkten Folgen der Operation

seien in Form eines kleinen Narbenhruchs anerkannt; die übri—

gen Veränderungen seien allein Folge des konstitutionell be—

dingten Geschwürsleidens.

Das LSG ließ die Revision zu.

Das Urteil wurde dem Kläger am 14. März 1962 zugestellt; am
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27. März 1962 legte er Revision ein und beantragte,

die
Entscheidungen der Vorinstanzen aufzu—

heben, "operative Veränderungen an Magen"

als Schädigungsfolge festzustellen und den
Beklagten zu verurteilen, ihm eine Rente nach

einer MdB von 30 v.H. zu gewähren; .

hilfsweise, das Urteil des LSG aufzuheben und
die Sache Zu neuer Entscheidung an das LSG zu-

rückzuvcirweiseno '

Der Kläger begründete die Revision am 2. Mai 1962. Er rügte
Verletzung der 55 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG),

103, 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) sowie Verletzung

des Gesetzes bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammen—

hangs (@ 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG). Mit der Anerkennung von "Klei—
ner Narbenbruch nach Operation" als Schädigungsfolge im Sinne

der Entstehung seien alle anderen Operationsfolgen anerkannt,

im Ergebnis seien damit auch die Folgen des Geschwürsleidens

als Schädigungsfolge anerkannt. Die Auffassung des LSG, die

Bezeichnung "nach Operation" sei nur ein Hinweis, sie nehme

an der Rechtsverbindlichkeit des Bescheides nicht teil, sei
réchtsirrig. Audidann, wenn

diese Rechtsauffassung des LSG zu-

treffe, sei das angefochtene Urteil fehlerhaft, denn zu Un—

—recht habe das LSG den Zusammenhang zwischen dem Wehrdienst

und dem zur.0pération führenden Magenleiden mit den Opera-

tionsfolgen abgelehnt. Das LSG habe ohne ausreichende medizi—

nische Unterlagen festgestellt, daß der Kläger keinen Belastun—

gen ausgesetzt gewesen sei, die geeignet gewesen seien, das

Geschwürsleiden zu beeinflussen; es habe auch zu Unrecht nicht
ermittelt, wie sich die wehrdienstlichen Belastungen ; Wach—

dienst, unregelmäßiges Essen, Einnahme kalter Speisen — im

Hinblick auf die ungünstige Konstitution ausgewirkt hätten.
Das LSG habe seine Pflicht, den Sachverhalt von Amts wegen zu

erforschen, verletzt und auch sein Recht, das Gesamtergebnis
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des Verfahrens frei zu
Würdigen, überschritten, es habe damit

gegen die 55 103 und 128 SGG verstoßen. \

‚Der Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen..

II.

Die Revision ist nach 5 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG statthaft} der

Kläger hat sie form— und‘fristgerecht eingelegt und begründet

sie ist Sonach zulässig; die Revision ist auch begründet.

Die Auffassung des Klägers, der Beklagte habe mit dem Es—

scheid vom 22. November 1955, in dem er "Kleiner Narbenbruch

nach Operation" als Schädigungsfolge festgestellt (anerkannt)
hat, auch alle anderen Operationsfolgen — operative Veranda—,

rungen am Magen und dadurch bedingte_Funktionsstörungen — und

damit im Ergebnis auch die Folgen des MagengeschWürsleidens

' des Klägers als Schädigungsfolge festgestellt, trifft aller—

dings nicht zu. Die Bezeichnung "kleiner Narbenbruch nach Ope-

ration" kennzeichnet zwar nicht nur die als Schädigungsfolge
anerkannte Gesundheitsstörung (den Narbenbrueh), sie weist

auch darauf hin, daß diese Gesundheitsstörung eine Operations-

folge ist; mit diesem "erläüternden" Hinweis auf eine Ent—
stehungsursaehe des Narbenbruehs hat der Beklagte aber nicht

" auch festgestellt, daß der Leidenszustand, der die Operation

notwendig gemacht hat (Gesehwürsdurchbruch) und_glle Opera-
tionsfolgen Schädigüngsfolgen sind. Sind in einem Bescheid be-

stimmte Gesundheitsstörungen als Schädigungsfolgen festge—

stellt und ist dabei erläuternd auf eine Operation oder einen

bestimmten schädigenden Vorgang hingeWiesen (Narbe nach Ope—

ration‚ Beinversteifung nach Sturz), so ergibt sich daraus
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noch nicht, daß auch andere Gesundheitsstörungen, die Folgen

der Operation Oder des bezeichneten schädigenden Vorgangs

sind,'damit als Schädigungsfolgen festgestellt sind; die An—
erkennung bezieht sich nicht auf einen Vorgang oder ein Er—

eignis, sondern nur auf die als Schädigungsfolge festgestellte

Gesundheitsstörung selbst (vgl. auch Beschluß des BSG vom 30.5.

58 SozR Nr, 28 zu 571 BVG). Der Beklagte hat im vorliegenden
Falle von den 0peratiönsfolgen ausdrücklich nur den Narben-

bruch als Schädigungsfolge festgestellt; die Leidensbézeich-

nung ist klar und läßt nicht.mehrere-Deutungen über den Umfang
der Anerkennung zu. Insoweit ist deshalb nicht zu prüfen, ob

die medizinischen Erwägungen, die den Beklagten veranlaßt ha-

ben, den Narbenbruch als Schädigungsfolge festzustellen, auch

zu der Schlußfolgerung haben führen müssen, daß die anderen

Operationsfolgen Schädigungsfolgen seien; selbst wenn dies der

Fall gewesen ist, so ist daraus nicht zu schließen, daß der Be—

klagte diese anderen Operationsfolgen tatsächlich als Schädi-

_gungsfolgen festgestellt hat; dies um so weniger, als er die

Feststellung ausdrücklich nur auf eine Von mehreren Opera— '

tionsfolgen beschränkt hat. .

Ist aber durch den Bescheid vom 22. November 1955 allein "Klei-

ner Narbenbruch" als Schädigungsfolge festgestellt, dann steht

dem Kläger nicht schon wegen dieser Feststellung ein Rentenan—
spruch zu; durch die festgestellte Gesundheitsstörung wird,
wie des LSG insoweit unangegriffen festgestellt hat, eine MdE

von mindestens 25 v.H. nicht bedingt. Die Revision ist jedoeh

begründet, soweit das LSG verneint hat, daß die Operativen
Veränderungen am Magen des Klägers Sohädigungsfolgen sind;_in—

soweit leidet das Verfahren des LSG an wesentlichen Mängeln.

Das LSG hat seine Auffassung auf die Feststellung gestützt,

das Geschwürsleiden des Klägers sei im wesentlichen konstitu-

tionell bedingt, es sei durch den Wehrdienst weder hervorgeru-

fen noch verschlimmert werden, der Kläger sei während des Wehr—
.

dienstes keinen solchen Belastungen ausgesetzt gewesen, die
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geeignet gewesen seien, das Leiden zu beeinflussen, deshalb

“sei auch der Magehgeschwürsdurchbruch im Jahre 1944 nicht auf
‚den Wehrdienst zurückzuführen und die Folgen der Operation key
ine Schädigungsfolgen° Das LSG hat zwar von der — auch von den_

ärztlichen Sachverständigen vertretenen — medizinischen Lehr—

meinung ausgehen dürfen, daß die GeSChwürserkrankung des Ma—äf

gene und des Zwölffingerdans in der Regel durch Umstände ber
dingt ist, die in der Person des Kranken selbst liegen, daß

_
diese Krankheit als solche durch äußere Ereignisse und Um— ;

welteinflüsse Von begrenzter Dauer nicht hervorgerufen und

im allgemeinen auch nicht verschlimmert wird, daß aber exo—

gene Faktoren, z.B. auch außergewöhnliche körperliche und see—
lische Belastungen durch den Wehrdienst direkt oder indirekt
das Auftreten eines bestimmten Geschwürs als Phase im Ablauf

der Geschwürskrahkheit begünstigen können (vgl„ auch Anhalts—

punkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit, zusammengestellt“

vom BMA, 1958 S, 98). Das LSG hat aber die Frage, ob im vore
liegenden Falle wehrdienstliche Einwirkungen für die Perfora-

tion (Géschwürsdurchbruch) während des Wehrdienstes und da—
mit für die operativen Veränderungen und die dadurch beding—

_
ten Funktionsstörungen ursächlich gewesen sind, nur auf Grund

— auf den Einzelfall eingehender
— medizinischer Unterlagenlm—

_urteilen können, Das LSG hat sich nicht mit dem Hinweis begnü-

gen dürfen, daß der Kläger nur im Heimatkriegsgebiet Wehräehst

geleistet habe und deshalb seine Belastungen - wie Wachdienst

und Einnahme kalter Speisen — nicht so "gravierend" gewesen ‘

seien, daß sie sich — nach der medizinischen Lehrmeinung — ha-

ben "schädigend" auswirken können; es hat insoweit auch in den

Stellungnahmen des Vertragsarztes Dr. '==r£wa=und des Ver-'

sorgungsarztes 3r« K=ä:$z$:=■ékeine ausreichende Stütze ge—

habt, weil auch diese Stellungnahmen nicht genügend auf den

Einzelfall, insbesondere auf die Persönlichkeit des Klägers
_

eingegangen sind. Die'medizinisehe Würdigung des Sachverhalts

hat sich jedenfalls auch darauf erstrecken müssen, ob nicht
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bei dem'Kläger‚ der offenbar an einer "ungünstigen Konstitution"

und einem "mäßigen'gesundheitlichen Allgemeinbefinden" gelitten“
hat, nicht möglicherweise auch "weniger gravierende" körperli-

che oder seelische Belastungen genügt haben, um sieh "schädi-

gend" auszüwirken, d.h. das Auftreten eines Magengeschwürs zu
begünstigen. Es ist dé$halb auch zu klären gewesen, ob und wie-‘

weit es bedeutsam gewesen ist, daß bei dem Kläger in den Jahren

1940 und 1941 militärärztlich u. e. "Untergewichtigkeit", "Eine

schränkung der Arbeits— und Leistungsfähigkeit", "Unterentwick—

lung"
,

"Fußveränderungenü, "Nierenschaden" und "Schilddrüsen>

vergrößerung" festgestellt worden sind, so daß der Kläger aus

gesundheitlichen Grü_nden zunächst mehrfach vom Wehrdienst zu—

rückgestellt worden ist. Auch venn die medizinische Lehrmeinung

wehrdienstliche Belastungen, wie sie bei dem Kläger vorgelegen

haben, "normalerweise" nicht als'"geschwürsbegünstigende Fakto—

ren" ansieht, so Schließt das nicht aus, daß eine auf den Ein—

zelfall eingehende medizinische Beurteilung mit Rücksicht auf

die Persönlichkeit des Betroffenen und auf seine Reaktion zu

einem anderen Ergebnis kommt (vgl.' auch BSG 8, 209; 10, 209).

So haben bereits die Läzarettärzte im Jahre 1944 zwar nicht für

das "anlegemäßige Grundl'eiden"‚ wohl aber für die Operation und
etwaige Folgen "WDB" angenommen. Die Faéhärzte für innere Medi—
zin, Prof. Dr. ‚==än==und Dr. 13:5::za haben die cperativen '
Folgen des Geschwürsdurchbruchs ebenfalls als Schädigungsfolge

angesehen; sie haben diese Auffassung nicht nur deshalb vertre—

ten, weil der Geschwürsdurchbruch zeitlich mit dem Wehrdienst

zusammengefellen ist. Prof. Dr. I===su—hat dem Umstand Bedeu-

tung beigemessen, daß ein "rezidivierendes und chronisches Ge—

schwürsleiden auf Grund der Anamnese, die eine Periodizität

beim Auftreten der Beschwerden vermissen lasse, wie auf Grund'

der rätgenologischen Untersuchungen nicht vorliegc‚ und eine

Geschwürsbildung bei Subacidität, wie sie bei dem Kläger be—

stehe, selten sei". Dr. 1===s==-hat ebenfalls angenommen, daß

bei "zugegebener konstitutioneller Bereitschaft" aus dem Aus-

bleiben späterer Geschwürsrüdkfälle zu schließen sei, daß die

_10_
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Kriegseinwirkungen den Geschwürsdurchbruch begünstigt hätten;

er hat zwar nicht die unregelmäßige Nahrungsaufnahme während

des Wachdienstes, wohl aber die auch hinter der Front unver4

meidliche Aufregung und Nervenbelastung wie überhaupt die
fortwährehde seelische Anspannung als eine Ursache des Ge—

sehwürsdurchbruchs angesehen, er hat hierbei auf die'Ungün—

stige Konstitution“ des Klägers hingewiesen.

Das LSG hat den Gutachten der Ärzte Prof. Dr. Ls=vvr-und Dr.;

Thasässz-nicht folgen müssen, wenn es sich nicht davon hat

überzeugen können, daß die in diesen Gutachten dargelegte me—

dizinische Beurteilung richtig ist; es hat jedoch auf Grund

seiner sonstigen medizinischen Beweisunterlagen noch nicht

feststellen dürfen, daß der Wehrdienst des Klägers ohne Ein-
fluß auf den Geschwürsdurchbruch und damit auf die Folgen der

Operation gewesen ist und daß die Veränderungen am Magen

allein durch das konstitutienell bedingte Geschwürsleiden

verursacht sind. Das LSG hat sich, wenn es Prof. Dr. Ü??“*v=

und Dr. “:=:äznanicht hat folgen wollen, noch geeignete medi—

zinische BeWeisunterlagen verschaffen müssen, um die Frage, dt

und inwieweit die Wehrdienstlichen Einwirkungen für die Ope_ '

rationsfolgen bedeutsam gewesen sind, beurteilen zu können.

Die Feststellung des LSG, der Wehrdienst des Klägers sei für

die als Schädigungsfolgen geltend gemachten Gesundheitsstö—

rungen ohne Einfluß gewesen, ist daher nicht verfahrensrecht—

lich einwandfrei zustande gekommen.Das LSGhat seine Pflicht,
den Sachverhalt aufzuklären (@ 105 SSG) nicht voll erfüllt;

es hat auch nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens gewür—

digt (@128sec). Der Kläger hat dies in der nach € 164Abs.
2 SGG gebotenen Form gerügt, Die Verfahrensrüge ist begrün—

det; des BSGist deshalb a£ die Feststellung des LSGnicht
gebunden (5 163 SGG). Das Urteil des LSG ist sonach aufzu—

haben. Da noch weitere Ermittlungen erforderlich sind, kann

der Senat nicht selbst entscheiden. Die Sache ist daher zu
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neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs. 2

Satz 2 SGG).

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten.
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